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Vorwort

Die Juristische Fakultät der Universität Passau hat diese Arbeit im Sommer­
semester 2023 als Dissertation angenommen. Die Arbeit befindet sich im 
Wesentlichen auf dem Stand ihrer Abgabe im Juli 2023. Für diese Veröffent­
lichung wurden bis Dezember 2023 kleinere Aktualisierungen vorgenom­
men.

Für die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit ist darauf hinzuweisen, dass 
der 6. Senat des Bundesarbeitsgerichts mit Anfragebeschluss vom 14.12.2023 
(6 AZR 157/22, BeckRS 2023, 36849) kundtat, er wolle nicht mehr an seiner 
Rechtsprechung festhalten, nach der (auch) Fehler im Anzeigeverfahren 
zur Unwirksamkeit der Entlassungen führen. Der 6. Senat hat daraufhin 
dem EuGH einige Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt (01.02.2024 – 
2 AS 22/23, BeckRS 2024, 1735). Eine Rechtsprechungsänderung bedeutet 
keinesfalls, dass die vorliegende Arbeit in Bezug auf das Anzeigeverfahren 
überholt ist. Vielmehr müssen die Ausführungen dazu, ob ein im Anzeige­
verfahren geschehener Fehler zu sanktionieren ist, auch für die zukünftig 
anzuwendende Rechtsfolge beachtet werden.

Ganz besonders möchte ich meinem Doktorvater Herrn Professor Dr. 
Frank Bayreuther danken. Seine Leidenschaft und Fachkompetenz im Be­
reich des Arbeitsrechts haben mich während des Studiums und im arbeits­
rechtlichen Schwerpunktbereich stets beeindruckt. Als Studentische Hilfs­
kraft an seinem Lehrstuhl bekam ich erste Einblicke in die wissenschaftli­
che Arbeit. Daher hat es mich sehr gefreut, nach Abschluss meines Ersten 
Juristischen Staatsexamens die Möglichkeit zu bekommen, unter seiner 
Betreuung zu promovieren. Im Laufe der Promotionszeit hat sich das The­
ma meiner Doktorarbeit zu einer brandaktuellen arbeitsrechtlichen Frage 
entwickelt. Der kontinuierliche Austausch mit meinem Doktorvater sowie 
seine Expertise und Erfahrung haben mir sehr geholfen, meine Arbeit trotz 
aller Unwägbarkeiten der Thematik mit Zuversicht zügig voranzutreiben 
und abzuschließen.

Weiterhin möchte ich mich bei Herrn Professor Dr. Urs Kramer für die 
schnelle Erstellung des Zweitgutachtens bedanken. Als Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin an seinem Lehrstuhl durfte ich mich über die letzten Jahre 
persönlich und fachlich entfalten und weiterentwickeln. Bei Mühen, Zwei­
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feln und freudigen Momenten während des Schreibprozesses an meiner 
Doktorarbeit stand mir die Tür zu seinem Büro stets offen.

Zuletzt möchte ich auch meiner Familie und meinen Freunden danken, 
die mir während meines Studiums und der Arbeit an meiner Dissertation 
jederzeit ermutigend zur Seite standen. Insbesondere gilt dieser Dank mei­
ner Schwester, die mich unermüdlich beim Korrekturlesen unterstützt hat 
sowie meinen Eltern, die mir das Studium an der Universität Passau sowie 
die Promotion überhaupt erst ermöglicht haben. Sie sind mir in vielerlei 
Hinsicht das größte Vorbild.

Passau, im Februar 2024 Lieselotte Hinz

Vorwort
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